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betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 
zu 

Auer und Kollegen vom 30.1.1991, Zl. 387/J-NR/91. 

betreffend "Regionalanliegen Nr. 7 - GebUhren--

vor~phreibung ftir die Eintragung des Haus-... 
nametis ins Telefonbuch" 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu den Fragen 1 bis 4: 

3J'r /J 

"Aus welchen Uberlegungen heraus werden die Eintragungsricht­
linien bezüglich des Hofnamens neU ausgelegt und somit 
kostenpflichtig? 

Halten Sie die Vorgangsweise der Post- und Telegraphen­
direktion, Vorschreibungen vorzunehmen, ohne daß der einzelne 
Fernsprechteilnehmer vorher gefragt bzw. informiert wurde, 
für gerechtfertigt? 

Wenn j,a. warum? 

Wenn nein, werden Sie die bisherige Vorgangsweise beibehal­
ten?" 

Durch das stetige Ansteigen der Anzahl der TelefonanschlUsse 

auf nunmehr schon mehr als 3,2 Millionen und den damit ver­

bundenen immer gr6ßeren Umfang der Amtlichen TelefonbUcher 

wurde im Zuge der Umstellung auf ein computerunterstUtztes 

Herstellungsverfahren eine Straffung der Eintragungen auf die 

für die Auffindung einer Fernsprechnummer unbedingt erforder­

lichen Angaben vorgenommen. Die damit erzielte bessere Uber~ 

sichtlichkei t und Benützerfreundlic·hkei tentspricht auch dem 

Stil der meist$n ausländischen Telefonbücher. 
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Uber die zur Auffindung einer Fernsprechnummer unbedingt er­

forderlichen Angaben hinausgehende Hinweise sind nach den 

einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen (§ 20 der Fernmelde­

gebUhrenordnung) GebUhren in Höhe der erwachsenden Kosten zu 

bezahlen. Im Hinblick auf die gesetzlich festgelegte Kosten­

pflichtigkeit. auf die im Ubrigen auch im allgemeinen Teil 

der TelefonbUcher hingewiesen wird, schien eine Verständigung 

der betroffenen Teilnehmer entbehrlich. 

Nach mehrfachen Anregungen wurde aber bereits am 17.1.1991 

verfUgt, zur Wahrung der Gepflogenheiten im ländlichen Raum 

auf Wunsch die Hofnamen wieder kostenfrei in die Telefon­

bUcher aufzunehmen. 

Zu Frage 5: 
"Wie hoch sind die Mehreinnahmen der Post aus der jetzt 
kostenpflichtigen BerUcksichtigung des Hofnamens? 

Die Einnahmen der Post aus der kostenpflichtigen BerUcksich­

tigung des Hofnamens betrugen rund S 300.000,- pro Jahr. 

Zu Frage 6. 

"Halten Sie diese Mehreinnahmen angesichts von rd. 6 Mrd. S. 
Reingewinn der Post im Fernsprechgeschäft fUrbetriebswirt­
schaftlich notwendig? 

Es darf darauf hingewiesen werden, daß die angefUhrten 

6 Milliarden Schilling Reingewinn nicht der Realität ent­

sprechen. Bei den richtigerweise 5,7 Milliarden Schilling 

handelt es sich um den kassenmäßigen Uberschuß fUr d~s Ge­

samtunternehmen im Jahr 1990. Der tatsächliche Reingewinn hat 

damit nichts zu tun und wird erst durch die Bilanz ermittelt 

werden. 
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